


5. Sitzung der 6. Kammerversammlung am 29. Mai 2026

Kaum ein Thema zog sich so deutlich 
durch die Beratungen der 5. Sitzung der 
6.  Kammerversammlung der Psycho-
therapeutenkammer Nordrhein-West-
falen wie die Zukunft der psychothera-
peutischen Versorgung. Ob Vergütung, 
Weiterbildung oder Digitalisierung – 
zahlreiche Reformvorhaben des Gesetz-
gebers setzen die Rahmenbedingungen 
psychotherapeutischer Arbeit derzeit 
unter Druck. Entsprechend prägten ge-
sundheitspolitische Entwicklungen und 
die Positionierung der Profession die 
Sitzung am 29. Mai 2026 in Dortmund.

Berufsstand gefordert

In seinem Bericht zeichnete Kammer-
präsident Andreas Pichler das Bild eines 
Berufsstandes, der sich in einem an-
spruchsvollen gesundheitspolitischen 
Umfeld behaupten müsse. Die geplan-
te Absenkung der Vergütung psycho-
therapeutischer Leistungen durch den 
Erweiterten Bewertungsausschuss 

(EBA), weitere Sparvorhaben des Bun-
des sowie die weiterhin ungeklärte Fi-
nanzierung der psychotherapeutischen 
Weiterbildung gefährdeten zentrale 
Voraussetzungen für eine zukunftsfä-
hige Versorgung. Gleichzeitig steige 
der Bedarf an psychotherapeutischer 

Unterstützung infolge wirtschaftlicher 
Unsicherheiten und wachsender psy-
chischer Belastungen. Hinzu komme 
ein rauer werdendes gesellschaftliches 
Klima, das sich auch in Anfeindungen 
gegen engagierte Kolleginnen und Kol-
legen sowie gegen Menschen äußere, 
die mit marginalisierten Gruppen arbei-
ten. Umso wichtiger sei es, die fachli-
che Expertise der Profession weiterhin 
entschlossen in politische Entschei-
dungsprozesse einzubringen. Dass die 
psychotherapeutische Versorgung auf 
Landesebene derzeit so stark im poli-
tischen Fokus stehe wie selten zuvor, 
wertete Andreas Pichler als ermutigen-
des Signal.

Gesundheitspolitische Weichen-
stellungen im Blick

Vor diesem Hintergrund ordneten Vor-
standsmitglieder weitere aktuelle Ge-
setzesvorhaben ein, die die Rahmen-
bedingungen psychotherapeutischer 
Versorgung in den kommenden Jahren 
maßgeblich prägen dürften. Kammervi-
zepräsidentin Julia Leithäuser berichte-
te über den angekündigten Referenten-
entwurf für ein Primärversorgungssys-

V. l. n. r.: Mirka Münzebrock-Child, Oliver Kunz, Julia Leithäuser, Elisabeth Dallüge, Andreas 
Pichler, Bettina Meisel, Georg Schäfer

Abstimmung in der Kammerversammlung
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tem. Der Vorstand setze sich weiterhin 
dafür ein, den wichtigen Direktzugang 
zur Psychotherapie zu erhalten. Mit 
Blick auf die Digitalisierung kritisierte 
sie zudem die geplante Möglichkeit für 
Kranken- und Pflegekassen, auf Grund-
lage von Daten aus der elektronischen 
Patientenakte Leistungsempfehlungen 
auszusprechen. Dies greife in die fach-
liche Verantwortung der Behandelnden 
ein und müsse korrigiert werden. Mit 
den finanziellen Auswirkungen aktuel-
ler Reformvorhaben befasste sich Vor-
standsmitglied Bettina Meisel. Beson-
ders kritisch sei die im GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz vorgesehene 
Begrenzung bislang extrabudgetär ver-
güteter psychotherapeutischer Leistun-
gen auf das Leistungsniveau des Jah-
res 2025. (Anmerkung der Redaktion: 
Das Gesetz wurde am 10.  Juli 2026 
verabschiedet.) Eine solche Deckelung 
stehe im Widerspruch zum steigenden 
Versorgungsbedarf und gefährde die Fi-
nanzierung der psychotherapeutischen 
Weiterbildung, die wesentlich über 
die Versorgungstätigkeit der Weiterbil-
dungsteilnehmenden mitgetragen wer-
de. Auch die geplanten Änderungen im 
Kinder- und Jugendhilferecht bereiteten 
Anlass zur Sorge. Die Reform lasse Ein-
schnitte bei individuellen Leistungen 
und Qualitätsstandards befürchten und 
stehe damit im Gegensatz zum Ziel, die 
psychische Gesundheit und Resilienz 
junger Menschen nachhaltig zu stärken.

Aktivitäten auf Landesebene

Neben bundespolitischen Reformvor-
haben rückten landespolitische Ent-
wicklungen in den Fokus der Kammer-
versammlung. Ein zentrales Thema 
war die geplante Novellierung des Psy-
chisch-Kranken-Gesetzes (PsychKG) 
in Nordrhein-Westfalen. Vorstandsmit-
glied Elisabeth Dallüge ordnete den ak-
tuellen Stand des Gesetzgebungsver-
fahrens ein und erläuterte die Position 
der Kammer. Psychisch erkrankte Men-
schen dürften nicht sicherheitspolitisch 
stigmatisiert werden. Vielmehr gelte 
es, Behandlung und Unterstützung in 
den Mittelpunkt zu stellen. Die Kammer 
sieht insbesondere bei Kriseninterven-
tionen, Unterbringungsentscheidungen 
und der Arbeit der Besuchskommissi-

onen Nachbesserungsbedarf und for-
dert, Eingriffe in Grundrechte strikt am 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit aus-
zurichten. Leitmotiv bleibe „Behand-
lung statt Verwahrung“ – verbunden 
mit dem Ziel, Menschen frühzeitig zu 
erreichen und Krisen möglichst früh ab-
zufangen, um schwerwiegende Eingrif-
fe zu verhindern, so Elisabeth Dallüge.

Auch die Aktivitäten der Kammer im 
Bereich Klima- und Umweltschutz wur-
den vorgestellt. Vorstand und Kommis-
sion „Klimaschutz“ treiben die Umset-
zung des Positionspapiers „Klima- und 
Umweltschutz in der Kammerarbeit“ 
weiter voran. Trotz zahlreicher konkur-
rierender politischer Herausforderun-
gen wolle die Kammer den Zusammen-
hang zwischen Klimawandel und psy-
chischer Gesundheit weiterhin sichtbar 
machen, ihre Vernetzung ausbauen und 
gesundheitspolitische Perspektiven auf 
die Folgen des Klimawandels für die 
psychische Gesundheit stärker in die 
öffentliche Debatte einbringen. 

In der Aussprache würdigten die Dele-
gierten die vielfältigen Aktivitäten des 
Vorstands. Insbesondere die Sicherung 
der psychotherapeutischen Weiterbil-
dung und einer bedarfsgerechten Ver-
sorgung wurden als zentrale Zukunfts-
aufgaben hervorgehoben. Die Vertretun-
gen der Studierenden und der Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten 
in Ausbildung in Nordrhein-Westfalen, 
die als Gäste an der Kammerversamm-
lung teilnahmen, dankten dem Vorstand 
dafür, dass er sich für die Belange des 
beruflichen Nachwuchses einsetze.

Beschlüsse und Gremienarbeit

Neben den gesundheitspolitischen 
Debatten fasste die Kammerversamm-
lung mehrere richtungsweisende Be-
schlüsse. Einstimmig verabschiedete 
sie Änderungen der Berufsordnung 
der Kammer und übernahm mit die-
sem Schritt aktuelle Anpassungen der 
Muster-Berufsordnung der Bundespsy-
chotherapeutenkammer. Konkretisiert 
wurden insbesondere die Regelungen 
zur Durchführung von Psychotherapie 
mittels Kommunikationsmedien sowie 
zur Akteneinsicht und Bereitstellung 
von Patientenakten. Damit reagierten 
die Delegierten auf die fortschreitende 
Etablierung digitaler Behandlungsfor-
mate und schafften zugleich Klarheit für 
die Berufsausübung. 

Mit breiter Mehrheit bestätigte die 
Kammerversammlung zudem die Mit-
gliedschaft der Kammer im Verband 
Freier Berufe Nordrhein-Westfalen 
e. V. (VFB NW). Nach zwei Jahren zog 
der Vorstand eine positive Bilanz: Die 
Mitgliedschaft habe neue Zugänge zu 
Politik und Verwaltung eröffnet und die 
berufspolitische Interessenvertretung 
der Psychotherapeutenschaft gestärkt.

Über die Arbeit der Ausschüsse und 
Kommissionen der Kammer informier-
ten die Gremien in schriftlichen und 
mündlichen Berichten. Schwerpunkte 
waren der Stand der psychotherapeu-
tischen Weiterbildung, das derzeit in 
Nordrhein-Westfalen als Modellregion 
umzusetzende Qualitätssicherungs-
verfahren in der ambulanten Psycho-

Blick ins Plenum
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therapie sowie Ergänzungswahlen für 
Ausschüsse. Breite Zustimmung fand 
die Forderung der Kommission „QS 
Erprobung NRW“, das laufende QS-
Erprobungsverfahren in der Psychothe-
rapie zu beenden.

Resolutionen mit Signalwirkung

Ein deutliches berufspolitisches Zei-
chen setzte die Kammerversammlung 

schließlich mit der Verabschiedung 
von zwölf Resolutionen. Die Beschlüs-
se reichen von der Finanzierung der 
psychotherapeutischen Weiterbildung 
über die Sicherung der ambulanten 
und stationären Versorgung bis hin zu 
Klimaschutz, Antidiskriminierung und 
dem Schutz psychischer Gesundheit. 
Sie greifen zentrale Herausforderungen 
der aktuellen Gesundheits- und Gesell-
schaftspolitik auf und formulieren klare 

Erwartungen an die politischen Ent-
scheidungsträger. Dabei unterstreichen 
die Resolutionstexte den Anspruch der 
Profession, die Rahmenbedingungen 
einer bedarfsgerechten psychothera-
peutischen Versorgung aktiv mitzuge-
stalten (siehe www.ptk-nrw.de > Rub-
rik „Presse“ > Unterrubrik „Resolutio-
nen“). 

Regionalversammlung für den Regierungsbezirk Münster am 24. Juni 2026

Der gesundheitspolitische Kurs der 
vergangenen Monate stellt die psycho-
therapeutische Versorgung vor eine der 
bislang größten Bewährungsproben. 
Welche Folgen die aktuellen Vorhaben 
für den Berufsstand haben und wie sich 
die Profession darauf einstellen kann, 
stand im Mittelpunkt der Regionalver-
sammlung der Psychotherapeutenkam-
mer Nordrhein-Westfalen am 24.  Juni 
2026 im Atlantic Hotel Münster. Mehr 
als 70  Psychotherapeutinnen und Psy-
chotherapeuten nutzten die Gelegen-
heit zum fachlichen Austausch. 

Versorgung unter Druck

Kammerpräsident Andreas Pichler er-
öffnete die Veranstaltung mit einem 
Blick auf die zahlreichen Reformvorha-
ben der Bundesregierung im Gesund-
heitswesen. Gerade in Zeiten tiefgrei-
fender Veränderungen seien der fach-
liche Austausch und die gemeinsame 
Diskussion von besonderer Bedeutung.

Andreas Pichler

Einen Schwerpunkt bildeten die aktu-
ellen Entwicklungen auf Bundesebe-
ne. Vizepräsidentin Julia Leithäuser 
und Vorstandsmitglied Bettina Meisel 
ordneten die Auswirkungen geplanter 
Reformen ein – von Überlegungen zu 
einem Primärarztsystem über die dro-
hende Honorarkürzung um 4,5 Prozent 
bis hin zum GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz (Anmerkung der Redakti-
on: zwischenzeitlich am 10.  Juli 2026 
verabschiedet). Dabei wurde deutlich, 
dass die Reformvorhaben an zentralen 
Pfeilern der psychotherapeutischen 
Versorgung ansetzen. Sie betreffen den 
Zugang zur Versorgung, die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen der Praxen 
und die Finanzierung der Weiterbildung 
– mit weitreichenden Folgen für den 
Berufsstand. Umso wichtiger sei es, die 
Stimme der Profession auch weiterhin 
mit Nachdruck in politische Entschei-
dungsprozesse einzubringen. Gerade 
angesichts des steigenden Reform-

drucks begleite die Kammer Gesetz-
gebungsverfahren mit ihrer fachlichen 
Expertise, um tragfähige Strukturen 
zu erhalten und verlässliche Rahmen-
bedingungen für die psychotherapeuti-
sche Versorgung zu sichern.

Welche Herausforderungen sich für 
Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten im Anstellungsverhältnis 
ergeben, erläuterte Elisabeth Dallüge. 
Obwohl sie in Kliniken, Beratungs-
stellen und anderen Einrichtungen 
längst verantwortungsvolle Aufgaben 
übernehme, spiegle sich die fachliche 
Kompetenz der Profession meist noch 
nicht in Leitungsfunktionen oder tarif-
lichen Eingruppierungen wider. Elisa-
beth Dallüge warb dafür, vorhandene 
Gestaltungsspielräume zu nutzen und 
die psychotherapeutische Expertise im 
Berufsalltag selbstbewusst sichtbar zu 
machen.

Elisabeth DallügeJulia Leithäuser (links), Bettina Meisel
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Weiterbildung und Mitwirkung

Auch die Umsetzung der neuen Weiter-
bildungsordnung spielte eine zentrale 
Rolle. Vorstandsmitglied Georg Schäfer 
berichtete, dass der strukturelle Aufbau 
in Nordrhein-Westfalen vorankomme: 
Inzwischen seien 27  Weiterbildungs-
stätten mit insgesamt 613  genehmig-
ten Weiterbildungsplätzen zugelassen. 
Ob diese tatsächlich besetzt werden 
können, hänge weiterhin von einer 

gesicherten Finanzierung ab. Fehlen-
de Finanzierungszusagen dürften den 
weiteren Aufbau der Weiterbildungs-
strukturen jedoch nicht ausbremsen. 
Darum sei es wichtig, dass sich weitere 
Praxen, Kliniken, Medizinische Versor-
gungszentren und andere Einrichtungen 
an der Weiterbildung beteiligen. 

Abgerundet wurde die Regionalver-
sammlung durch Informationen zu 
Möglichkeiten der Mitwirkung in der 

Kammer – etwa in Kommunalen Ge-
sundheitskonferenzen oder als leitende 
Notfallpsychotherapeutinnen und Not-
fallpsychotherapeuten. Die anschlie-
ßende Diskussion griff zahlreiche As-
pekte der Vorträge auf. Der lebhafte 
Austausch zeigte einmal mehr, wie sehr 
die Regionalversammlungen als Forum 
für Information, kollegialen Austausch 
und gemeinsame berufspolitische Im-
pulse geschätzt werden.

Weiterbildung: Kammervorstand im Gespräch

Die Umsetzung der Weiterbildungs-
ordnung und die Finanzierung der Wei-
terbildung zur Fachpsychotherapeutin 
bzw. zum Fachpsychotherapeuten 
haben den Vorstand der Psychothera-
peutenkammer Nordrhein-Westfalen 
in den zurückliegenden Monaten wei-
terhin intensiv beschäftigt. Mehrfach 
nutzte der Vorstand die Gelegenheit, 
im Austausch mit Akteurinnen und Ak-
teuren der Gesundheitspolitik und der 
Versorgung entsprechende Fragestel-
lungen anzubringen und dabei auf die 
Situation des beruflichen Nachwuchses 
und künftige Versorgungskapazitäten 
einzugehen.

Austausch mit dem Gesundheits-
minister

Zu den zentralen Terminen zählte ein 
Gespräch mit der Landespolitik: Am 
11. Mai 2026 tauschten sich Vorstands-
mitglieder der Kammer mit dem nord-
rhein-westfälischen Gesundheitsminis-
ter Karl-Josef Laumann und weiteren 
Mitarbeitenden im Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS 
NRW) aus. Zur Weiterbildung wurde 

festgehalten, dass angesichts des drin-
genden Handlungsbedarfs die Gesprä-
che mit den beteiligten Akteurinnen 
und Akteuren fortzusetzen seien, um 
gemeinsam zu tragfähigen Lösungen 
zu kommen. In einem Gespräch mit 
Ministerialrätin Helene Hamm aus dem 
für Kammeraufsicht und Heilberufe mit 
Approbation zuständigen Referat des 
MAGS NRW am 18. Juni 2026 vertiefte 
der Kammervorstand insbesondere den 
aktuellen Sachstand der Umsetzung 
der Weiterbildungsordnung.

Im Dialog mit KVen und LVR

Auch mit wichtigen Partnern der Ver-
sorgung setzte der Kammervorstand 
den Dialog fort: Ende April tauschte 
er sich mit den Vorstandsvorsitzenden 
und Mitarbeitenden der Kassenärztli-
chen Vereinigung Nordrhein (KVNO) 
aus. Anfang Juni folgte ein Gespräch 
mit dem Vorstandsvorsitzenden und 
Mitarbeitenden der Kassenärztlichen 
Vereinigung Westfalen-Lippe (KVWL). 
In beiden Terminen standen neben an-
deren Aspekten die Finanzierung der 
Weiterbildung, der Sachstand bei der 
Umsetzung sowie denkbare Szenarien 

und belastbare Modellrechnungen auf 
der Tagesordnung.

Darüber hinaus hatte sich der Land-
schaftsverband Rheinland (LVR) mit 
dem Anliegen an die Kammer gewen-
det, den Austausch zur psychothera-
peutischen Weiterbildung fortzusetzen 
und dabei gezielt auch aktuelle Fragen 
zu ihrer konkreten Umsetzung im LVR-
Klinikverbund zu erörtern. Der Vorstand 
hatte daraufhin für den 30.  Juni 2026 
Mitarbeitende aus dem Dezernat Psy-
chiatrie und Teilhabeverbund des LVR in 
die Geschäftsstelle der Kammer einge-
laden. Im gemeinsamen Termin wurden 
der Sachstand, weitere Schritte und die 
Finanzierung der Weiterbildung thema-
tisiert.

Geschäftsstelle

Willstätterstraße 10 
40549 Düsseldorf 
Tel.: 0211/522847–0 
Fax: 0211/522847–15 
info@ptk-nrw.de 
www.ptk-nrw.de

Hinweis auf amtliche Bekanntmachungen/Satzungsänderungen
Die Kammerversammlung der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen hat in ihrer Sitzung am 24. Mai 2024 Änderungen sowohl der Satzung 
der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen vom 12. Dezember 2003 als auch der Geschäftsordnung der Psychotherapeutenkammer Nord-
rhein-Westfalen vom 12. Dezember 2003 beschlossen. Diese Beschlussfassungen sind auf der Homepage der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen (www.ptk-nrw.de) unter der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ bekannt gegeben sowie allgemein und dauerhaft zugänglich gemacht 
worden.
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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

es lässt sich nicht schönreden. Der Beschluss 
zu Honorarkürzungen im März und das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz im Juli 
markieren eine Trendwende für die ambulante 
Psychotherapie gesetzlich Krankenversicherter 
in Deutschland. Haben wir in den letzten Jahr-
zehnten Schritt um Schritt Verbesserungen 
erreicht, stehen wir nun vor schmerzhaften 
Einbußen und unsicheren Perspektiven. Konn-
ten in den letzten Jahren mehr Patient*innen 
Behandlungsplätze finden, müssen sie sich nun 
auf längere Wartezeiten einstellen.

Kurzfristig, ab Anfang 2027, bedeutet die 
Streichung der Zuschläge für Kurzzeittherapie 
für die meisten Praxen jährlich vierstellige Um-
satzrückgänge. Mittelfristig wissen wir nicht, 
was nach dem laufenden Gerichtsverfahren 
aus der Honorarkürzung vom März wird. Lang-
fristig ist unklar, wie sich Budgetierung und 

Wegfall der Angemessenheitsprüfung auf die 
Praxen und die Versorgung auswirken werden. 

Im Wortsinn steht hinter der Ent-Täuschung der 
Verlust von täuschender Zuversicht, es werde 
so weitergehen. Einmal enttäuscht, wissen wir 
nun: Gesicherte, feste und – wenn auch lang-
sam – steigende Honorare für Psychotherapie-
Leistungen wird es in den kommenden Jahren 
nicht mehr geben. Und: Der Mangel an ambu-
lanten Behandlungsplätzen für psychisch kran-
ke Menschen wird sich wieder verschärfen.

So enttäuschend, so ärgerlich und traurig es 
sich auch anfühlt, wir werden uns darauf ein-
stellen. Wir werden Wege finden, mit der Bud-
getierung zu leben. Wir werden noch sorgfälti-
ger abwägen müssen, welche Leistungen wir 
erbringen können und welche Patient*innen 
unsere Hilfe vorrangig brauchen. 

In vielen Gesprächen und in unseren Informa-
tionsveranstaltungen haben Kolleg*innen ihre 
Sorgen um die Zukunft in ihren Praxen ausge-
drückt. Dies ist nur zu verständlich, weil kon-
krete Fragen zur Umsetzung des Beitragssatz-
stabilisierungsgesetzes erst in den nächsten 
Monaten beantwortet werden können. Wir als 
OPK sind dazu mit den Kassenärztlichen Verei-
nigungen im Gespräch und werden uns für faire 
und praktikable Lösungen einsetzen.

Zudem planen wir ein neues Fortbildungsfor-
mat zu wirtschaftlichen und organisatorischen 
Aspekten der Praxisführung, mit dem wir uns 
auch der vielfältigen Fragen rund um hälftige 

versus volle Versorgungsaufträge annehmen 
wollen. 

In den kommenden Monaten müssen wir der 
Politik noch deutlicher machen, dass wir Ver-
antwortung übernehmen können. Wir müssen 
uns noch lauter und klarer gegen die ewigen 
Vorurteile stellen, wir würden uns zu viel um 
leicht Kranke und zu wenig um die schwer 
Erkrankten kümmern oder unsere Psycho-
therapien würden unnötig lange dauern. Wir 
müssen deutlich machen, dass wir in unseren 
psychotherapeutischen Sprechstunden zu-
treffende Diagnosen stellen und die richtigen 
Behandlungsentscheidungen treffen – besser 
und patientengerechter, als es Telefondienste 
bei Krankenkassen oder digitale Ersteinschät-
zungsprogramme können. 

Immerhin war es ein politischer Erfolg, dass die 
Psychotherapie, die mit 0,7  Prozent Anteil an 
den GKV-Ausgaben keinen großen „Player“ im 
Gesundheitssystem darstellt, so intensiv in Po-
litik und Öffentlichkeit wahrgenommen wurde. 
Psychotherapeutische Versorgung wird als ein 
notwendiger Teil der Gesundheitsversorgung 
angesehen, auch in der Zukunft.

Politisch müsste sich allerdings noch die Er-
kenntnis durchsetzen, dass psychische Ge-
sundheit wertvoll ist und ihre Erhaltung jeden 
Euro wert.

Ihr Gregor Peikert 
OPK-Präsident

Dr. Gregor Peikert (Foto: Michael Bader)
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OPK-Gespräche mit Gesundheitspolitikerinnen: Verständnis für Psychotherapie, 
aber kaum Handlungsspielräume

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz soll die Gesundheitsausgaben 
insgesamt begrenzen. Auch bei der psy-
chotherapeutischen Versorgung wird 
stark gekürzt. Davon sind zunächst die 
psychotherapeutischen Praxen betrof-
fen, bald aber auch die Patient*innen, 
die Psychotherapie benötigen. Diese 
Auswirkungen sind den Verantwor-
tungstragenden in der Gesundheitspo-
litik wohl bewusst.

Im Juni und Juli sprachen OPK-Präsi-
dent Dr. Gregor Peikert, Vizepräsiden-
tin Dr. Sabine Ahrens-Eipper und Ge-
schäftsführer Dr. Jens Metge mit hoch-
rangigen Gesundheitspolitiker*innen, 
so mit der sächsischen Gesundheits-
ministerin Petra Köpping, der Gesund-
heitsministerin Mecklenburg-Vorpom-
merns Stefanie Drese, der Thüringer 
Staatssekretärin Tina Rudolph sowie 
der sächsischen Bundestagsabgeord-
neten Dr. Paula Piechotta. Sie alle zeig-
ten sich sehr gut informiert über die Pro-
bleme, die der Psychotherapie aus dem 
Gesetz entstehen. Einhellig wurde uns 
Verständnis entgegengebracht. Im Bun-
desrat sprachen sich die Bundesländer 
geschlossen gegen die Kürzungen bei 
der Psychotherapie aus. Auch aus Sicht 
der Bundesländer ist eine Verschlechte-
rung der ambulanten psychotherapeu-

tischen Versorgung problematisch und 
sollte möglichst verhindert werden.

Möglichst gerechte Lastenvertei-
lung, Suche nach Lösungen

Uns wurden aber auch die Beweg-
gründe für die Kürzungen in der Ge-
sundheitsversorgung erläutert. Die 
finanziellen Defizite der gesetzlichen 
Krankenversicherungen sind erheblich, 
die Politik muss gegensteuern. Vor die-
ser Aufgabe stehen die Länder ebenso 
wie der Bund. Die Politikerinnen mach-

ten uns deutlich, dass sie sich um eine 
möglichst gerechte Verteilung der Las-
ten bemühen.

Um die Härten, die aus den neuen Re-
gelungen entstehen, wenigstens etwas 
abzumildern, soll nun, nach der Verab-
schiedung des Gesetzes, zusammen 
mit der Selbstverwaltung nach Lösun-
gen gesucht werden.

Dr. Gregor Peikert 
OPK-Präsident 

Informationsveranstaltung für Studierende: Altersvorsorge, Fortbildungspflicht und 
aktuelle Entwicklungen in der Berufspolitik waren Themen

Am 25. Juni 2026 fand erneut die In-
formationsveranstaltung für Studieren-
de im Online-Format statt. Trotz sehr 
hoher Temperaturen konnte die OPK 
rund 40 potenzielle zukünftige Mitglie-
der begrüßen. Nach einem herzlichen 
Willkommen durch Dr. Gregor Peikert, 
Präsident der OPK, stellten sich auch 
die beiden Co-Moderatorinnen, Dr. Sa-
bine Ahrens-Eipper, Vizepräsidentin der 
OPK, und Dr. Andrea Walter, stellvertre-
tende Geschäftsführerin der OPK, kurz 
vor.

Als inhaltlichen Einstieg präsentierte 
Dr. Gregor Peikert zunächst die OPK als 
Berufs- und Interessensvertretung der 
ostdeutschen Psychotherapeut*innen. 
Hierbei ging er ebenso auf die Grund-
züge der Kammerarbeit und die dazuge-
hörigen Aufgaben ein.

Im Anschluss daran gab Dr. Sabine 
Ahrens-Eipper einen Überblick über 
die Mitgliedschaft. So wurde auf die 
Pflichtmitgliedschaft in einer Psycho-
therapeutenkammer nach Erhalt der 

Approbation eingegangen und auf die 
damit einhergehenden weiteren Verant-
wortungen. Auch ging sie auf Themen 
wie Versorgungswerk und vielfältige 
Fortbildungsveranstaltungen ein.

Hierzu gab es dann auch die ersten 
Fragen aus den Reihen der Teilnehmen-
den. So konnten an dieser Stelle bereits 
Unsicherheiten hinsichtlich der Anmel-
dung in besonderen Fällen geklärt wer-
den. 

Dr. Paula Piechotta (links im Bild) ist Mitglied des Bundestags für die Grünen. Sie ist Fachärz-
tin für Radiologie am Universitätsklinikum Leipzig und sitzt seit 2021 im Haushaltsausschuss 
des Bundestags. Am 1. Juli war sie in der OPK-Geschäftsstelle zu Gast und im Gespräch mit 
Dr. Gregor Peikert und Dr. Jens Metge. (Foto: OPK)
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Auch zu den Themen Beitrag sowie Be-
antragung der Approbation wurden Fra-
gen gestellt. Informationen zum The-
ma Mitgliedschaft können auf unserer 
Website gefunden werden: www.opk-
info.de/fuer-mitglieder/mitgliedschaft.

Was geschieht aktuell in der Be-
rufspolitik

Im Anschluss setzte Dr. Gregor Peikert 
mit einer Vorstellung der Themen fort, 
die die OPK derzeitig beschäftigen. 
Hierbei wurde insbesondere auf die er-
heblichen negativen Auswirkungen des 
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes auf 
die ambulante psychotherapeutische 
Versorgung eingegangen. In diesem 
Kontext wurden auch Möglichkeiten 
und Grenzen der Einflussnahme einer 
Landeskammer besprochen sowie auf 
die Aktivitäten der Kammer zur Interes-
senvertretung des Berufsstandes nach 
außen eingegangen.

Ein weiteres, sehr relevantes Thema 
– die Psychosoziale Notfallversorgung 
(PSNV) – wurde durch Dr. Sabine Ah-
rens-Eipper vorgestellt, die nicht nur 
für das Thema brennt, sondern auch 
wesentlich zur Etablierung eines effi-
zienten Notfall-Versorgungssystems 
beigetragen hat. Die OPK hat in Zu-
sammenarbeit mit der KV Sachsen ein 
System eingeführt, das Bedarfe in der 
mittel- und langfristigen PSNV nach ei-
nem größeren Schadensereignis sehr 
gut abdeckt. Schon am Tag nach der Tat 
boten Psychotherapeut*innen Behand-
lungskapazitäten für Betroffene an – ein 
Beweis für die gelungene Umsetzung. 
Auch für Psychotherapeut*innen, die 
nach neuem System approbiert sind, 
besteht auch ohne Fachkunde die Mög-
lichkeit zur Eintragung in die sogenann-
te Notfallliste. Weitere Informationen 
hierzu können der Website entnommen 
werden: �  
www.opk-info.de/fachthemen/psnv.

Stand der Weiterbildung in den 
OPK-Ländern vorgestellt

Zuletzt wurden von Dr. Andrea Walter 
die fachpsychotherapeutische Wei-
terbildung in ihren Grundzügen sowie 
der aktuelle Stand ihrer Umsetzung 
präsentiert. Wie schon bei vorherigen 
Informationsveranstaltungen, gab es 
hierzu besonders viele Rückfragen. Wir 
ergänzen unsere Website in den nächs-
ten Wochen, um diese aufzugreifen und 
detailliert zu beantworten. 

Pünktlich nach zwei Stunden waren 
alle Fragen beantwortet und die Veran-
staltung wurde mit ermutigenden Ab-
schlussworten durch den Präsidenten 
der OPK beendet. Das direkte Feedback 
der Teilnehmenden zeigte auf, dass der 
Austausch zwischen der OPK und ihren 
künftigen Mitgliedern gelungen ist. Die 
Kammer bucht die Veranstaltung dem-
entsprechend als Erfolg ab und blickt 
mit Vorfreude auf die kommende Ver-
anstaltung im nächsten Jahr.

Geschäftsstelle

Goyastraße 2d 
04105 Leipzig 
Tel.: 0341/462432–0 
Fax: 0341/462432–19 
info@opk-info.de 
www.opk-info.de
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Liebe Kolleg*innen,

vom 9. bis 23. November 2026 haben Sie die Wahl: Wer soll Sie und 
Ihre berufspolitischen Interessen in unserer Kammer vertreten? Welchen 
berufspolitischen Weg sollen wir gemeinsam gehen? Ihre Abstimmung 
entscheidet mit über die Zusammensetzung der Vertreterversammlung 
der Landespsychotherapeutenkammer. Sie ist das höchste Organ der 
Kammer und als solches ein zentrales Element der beruflichen Selbstver-
waltung. Die Vertreterversammlung tagt in der Regel zweimal im Jahr 
und entscheidet unter anderem über die Zusammensetzung des Vorstan-
des, die Satzungen der Kammer, den Haushaltsplan, die Vorschläge für 
die ehrenamtlichen Richter*innen, die Wahl der Ausschussmitglieder 
und vieles mehr.

Die im Wählerverzeichnis registrierten Kammermitglieder haben im 
Zuge der anstehenden Wahl nicht nur die Möglichkeit, 25 Personen zu 
bestimmen, die ihre berufspolitischen Anliegen vertreten und diese in 
die rheinland-pfälzische Landespolitik hineintragen. Sie können darüber 
hinaus auch die Chance nutzen, sich selbst in die Vertreterversammlung 
wählen zu lassen und sich berufspolitisch zu engagieren. Gerade jetzt, 
wo unser Gesundheitssystem massiv unter Druck steht und über große 
Veränderungen auch in der psychotherapeutischen Arbeit entschieden 
wird, ist es besonders wichtig, von diesen demokratischen Rechten Ge-
brauch zu machen und das politische Geschehen mitzugestalten.

Noch bis zum 25. September 2026 können Wahlvorschläge eingereicht 
werden, die anschließend vom Wahlausschuss geprüft werden. Ab 
12.  Oktober 2026 wird die Wahlwerbung der zugelassenen Wahlvor-
schläge unter Aktuelles  / Wahlen zur Vertreterversammlung 2026 auf 
der Kammer-Homepage veröffentlicht. Informieren Sie sich und ent-
scheiden Sie mit darüber, wer Sie in diesen für unseren Berufsstand so 
turbulenten Zeiten vertreten soll!

Die Wahl wird dieses Jahr erstmals digital durchgeführt. Die Vorteile und 
den Ablauf der digitalen Wahl erklärt die Wahlleiterin im nachstehenden 
Interview. Wenn Sie die nächste Ausgabe des PTJ Mitte Dezember in 
den Händen halten, stehen das Ergebnis der Wahl und die Zusammen-
setzung der Vertreterversammlung bereits fest. Wir werden Sie natürlich 
informieren. Bei der konstituierenden Sitzung im Frühjahr 2027 wird dann 
auch ein neuer Vorstand gewählt.

Lassen Sie Ihre Möglichkeit zur demokratischen Mitbestimmung nicht 
ungenutzt und gestalten Sie die Zukunft unseres Berufsstandes in 
Rheinland-Pfalz mit!

Es grüßt Sie herzlich

Der Vorstand der LPK RLP 
Dr. Andrea Benecke, Peter Andreas Staub, 

Ulrich Bestle und Marcel Hünninghaus

Dr. Andrea Benecke, Peter Andreas Staub, Ulrich Bestle und 
Marcel Hünninghaus (Foto Staub: R. Dieth; die übrigen: L. Krieg)

Wahl zur Vertreterversammlung der LPK RLP auf der Homepage
In der Zeit vom 9. bis 23. November 2026 wird die Vertreterversammlung der Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz von den Kammer-
mitgliedern neu gewählt. Alle Informationen zur Wahl wurden auf der Kammer-Homepage www.lpk-rlp.de unter Aktuelles / Wahlen zur Vertreterver-
sammlung 2026 für Sie zusammengestellt. Seit der letzten Ausgabe des PTJ wurde die Rubrik mehrfach ergänzt: Sie finden dort neben Informationen 
zum Wahlausschuss, Fragen und Antworten zur Wahl, Wahlordnung und Fairnessabkommen jetzt auch alle Formulare zur Wahl, neue Bekanntmachun-
gen und das Wahlleiterschreiben, das allen Kammermitgliedern am 12. Juni 2026 auch per Post zugegangen ist.
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Dr. Bettina Freimund-Holler im Gespräch – Was macht eigentlich eine Wahlleiterin?

Dr. Bettina Freimund-Holler (Foto: privat)

Vom 9. bis 23. November 2026 wählen 
die Mitglieder der Landespsychothe-
rapeutenkammer Rheinland-Pfalz eine 
neue Vertreterversammlung. Geleitet 
wird die Wahl von Frau Dr. Bettina 
Freimund-Holler, die sich im Interview 
näher vorstellt und erklärt, welche Auf-
gaben ihr als Wahlleiterin zukommen 
und welche Bedeutung sie der demo-
kratischen Teilhabe in der Selbstverwal-
tung beimisst.

Landespsychotherapeutenkammer 
Rheinland-Pfalz (LPK RLP): Für die 
im November anstehende Wahl zur 
Vertreterversammlung der LPK RLP 
sind Sie als Wahlleiterin bestimmt 
worden. Welche beruflichen Aufga-
ben hatten Sie davor?

Dr. Bettina Freimund-Holler: Ich habe 
in Gießen und Mainz Jura studiert und 
in Mainz auch meine Referendarzeit 
absolviert. Im Jahr 1987 bin ich in die 
rheinland-pfälzische Justiz eingetre-
ten, war zunächst Richterin auf Probe 
beim Verwaltungsgericht Neustadt an 
der Weinstraße und wurde dort 1990 
zur Richterin auf Lebenszeit ernannt. 
Anschließend war ich Richterin am 
Verwaltungsgericht Mainz, wurde aber 
zwischendurch ans Justizministerium 
abgeordnet, wo ich fünf Jahre als Spre-
cherin tätig war. Von 1997 bis Oktober 

2002 war ich Vorsitzende Richterin am 
Verwaltungsgericht in Mainz, ab 2002 
Vizepräsidentin des Verwaltungsge-
richts. Schließlich war ich 20 Jahre 
lang, von 2005 bis Ende 2025, Präsi-
dentin des Verwaltungsgerichts Mainz 
und gleichzeitig Vorsitzende des Heil-
berufsgerichts Rheinland-Pfalz. Zudem 
war ich von 1997 bis 2007 Mitglied des 
Landesverfassungsgerichtshofs Rhein-
land-Pfalz.

Welche konkreten Aufgaben haben 
Sie als Wahlleiterin bei der Landes-
psychotherapeutenkammer?

Ich wurde vom Vorstand der Kammer 
berufen, um als externe, neutrale Juris-
tin die Rechtmäßigkeit der Wahl zu ver-
antworten. In dieser Funktion erstelle 
ich unter anderem das Wählerverzeich-
nis, stelle also die Zahl der Wahlberech-
tigten fest. Außerdem prüfe ich ge-
meinsam mit dem Wahlausschuss die 
eingereichten Wahlvorschläge. Wenn 
uns Mängel auffallen – meist handelt es 
sich um formale Dinge –, weisen wir die 
Absender darauf hin und es besteht die 
Möglichkeit der Korrektur. Und zu guter 
Letzt werden wir nach der Stimmabga-
be das Wahlergebnis offiziell feststel-
len.

Was reizt Sie daran, eine Kammer-
wahl zu leiten?

Als Verwaltungsrichterin habe ich häu-
fig Wahlen überprüft, beispielsweise 
zu Personalvertretungen. Ich finde es 
spannend, mal auf der anderen Seite 
zu stehen und dafür zu sorgen, dass die 
Wahl rechtmäßig durchgeführt wird.

Wer unterstützt Sie bei Ihren Aufga-
ben als Wahlleiterin?

Ich werde von den übrigen Mitgliedern 
des Wahlausschusses unterstützt, also 
von der stellvertretenden Wahlleiterin 
Saskia Kollarich, der Beisitzerin Dr. 
Anke Diezemann-Prößdorf und Bei-
sitzer Manfred Kießling sowie den 
stellvertretenden Beisitzern Dr. Micha-
el Broda und Till Koppe. Außerdem 

unterstützt mich die Geschäftsstelle 
der Kammer.

Die Wahl wird erstmals digital durch-
geführt. Haben Sie mit digitalen 
Wahlen schon Erfahrung?

Nein, das ist auch für mich Neuland. Die 
digitale Wahl bringt viele Vorteile mit 
sich: Zunächst ist diese Form der Wahl 
nachhaltig, man spart einiges an Res-
sourcen. Vor allem aber wird das Risiko 
für eine ungültige Stimmabgabe mini-
miert. Die Wahlberechtigten erhalten 
per Post eine Benutzer-ID und ein Pass-
wort und werden dann durch das Wahl-
Tool durch den Prozess der Stimmabga-
be geleitet. Bei ungültiger Stimmabga-
be – etwa Fehlern beim Kumulieren und 
Panaschieren – wird man direkt darauf 
hingewiesen und zur Korrektur aufge-
fordert. So gehen keine Stimmen verlo-
ren. Die Mitglieder brauchen sich auch 
keine Sorgen zu machen, falls es aus ir-
gendeinem Grund nicht möglich für sie 
ist, digital zu wählen. Sie können dann 
in der Geschäftsstelle der Kammer ei-
nen Termin vereinbaren und erhalten 
dort die notwendige Unterstützung, um 
ihre Stimme abzugeben. Insgesamt ist 
eine digitale Wahl weniger fehleranfäl-
lig, zumal der Anbieter des Wahltools 
über große Erfahrung auf dem Gebiet 
verfügt. Ich hoffe also sehr, dass die 
Kammermitglieder die Vorteile der di-
gitalen Wahl erkennen und nicht etwa 
aus Digital-Skepsis darauf verzichten, 
ihre Stimme abzugeben.

Wie sieht der Zeitplan bis zur Wahl 
aus und wann steht die Zusammen-
setzung der neuen Vertreterver-
sammlung fest?

Ab dem 17. August liegt in der Ge-
schäftsstelle der Kammer das Wähler-
verzeichnis zur Einsicht aus. Die Frist 
für Einsprüche läuft bis zum 31. August. 
Am 7. September wird das Wählerver-
zeichnis geschlossen. Nur wer dann im 
Wählerverzeichnis steht, ist wählbar 
und darf wählen! Vom 9. September bis 
zum 25.  September können die Wahl-
vorschläge eingereicht werden, werden 
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